
 

1 
 

Anlage 3 

Anregungen zum Vorentwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 177 „Aldi, Landstraße“ 
im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 (1) BauGB sowie im Rahmen der Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 (2)  
und der Beteiligung der Naturschutzverbände mit dem Ergebnis der Prüfung 

Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

2 Kreis Mettmann 
Untere Wasserbehörde 
Untere Immissionsschutzbehörde 
Untere Bodenschutzbehörde 
Untere Landschaftsbehörde 

03.12.2013 Zu der og. Planungsmaßnahme äußere ich mich wie folgt: 
Untere Wasserbehörde: 
Das Plangebiet entwässert zum Betriebspunkt RÜB 
Höfgen. Für diesen Betriebspunkt liegt derzeit keine 
gültige wasserrechtliche Erlaubnis vor. Gegen die 
Erteilung einer neuen wasserrechtlichen Erlaubnis durch 
die Bezirksregierung Düsseldorf wurden seitens des 
Kreises Mettmann Bedenken erhoben, da der 
erforderliche Emissionsnachweis gemäß BWK M3 für den 
Betriebspunkt nicht geführt werden konnte. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen nur dann keine 
Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
177, wenn durch die Errichtung des neuen Aldi-Marktes 
keine wesentliche Erhöhung der Abwassermengen zu 
erwarten ist (z. B. durch Erweiterung der 
abflusswirksamen Flächen). 

 
Untere Immissionsschutzbehörde: 
Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 

 
Untere Bodenschutzbehörde: 
Aus Sicht des Allgemeinen Bodenschutzes werden keine 
Anregungen vorgebracht. 
Im vorliegenden B-Planentwurf ist die Fläche als 
Altlastenfläche gem. § 9 BauGB gekennzeichnet. 
Ich bitte den textlichen Hinweis 2 wie folgt zu ändern: 
2. Altablagerung 
Das Plangebiet liegt gemäß Altlastenkataster des Kreises 
Mettmann im Bereich einer Altablagerung, die mit der 
Nummer 7174/3 Ha registriert ist. Diese Fläche wurde 
gem. § 9 Abs. 5 BauGB gekennzeichnet. 
Ich bitte, unter Punkt 7 der Begründung folgende Sätze zu 

 
 
Der Hinweis auf die Genehmigungssituation des RÜB 
Höfgen wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 

 
Den Bedenken wird dahingehend Rechnung getragen, dass 
mit der Planung keine wesentliche Erhöhung der 
Einleitungsmengen pro Zeitintervall verbunden ist. Mittels 
eines Staukanals, der im Plangebiet errichtet wird, werden 
die Einleitungsmengen entsprechend gedrosselt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Anregung bzgl. der Ergänzung des textlichen Hinweises 
zu den Altablagerungen und des Begründungstextes wird 
berücksichtigt. Plan und Begründung werden entsprechend 
angepasst. 
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

ergänzen: 
1. Die vorgelagerten Untersuchungen zur Unter-
grundsituation bilden eine Grundlage -zur Festsetzung der 
altlastentechnischen Nebenbedingungen im 
Baugenehmigungsverfahren. 
Daher ist die Untere Bodenschutzbehörde des Kreises 
Mettmann im weiteren Verfahren zu beteiligen. 

 
Untere Landschaftsbehörde: 
Landschaftsplan: 
Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich des 
Landschaftsplanes.  
Natur- oder  Landschaftsschutzgebiete werden auch nicht 
berührt. Eine Beteiligung von Beirat, ULAN- 
Fachausschuss sowie Kreisausschuss ist daher nicht 
erforderlich. 
 
Umweltprüfung: 
Der Begründung des Bebauungsplanes ist ein 
Umweltbericht mit durchgeführter Umweltprüfung (UP) 
beigefügt worden, in dem die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und 
bewertet werden. Hierzu werden keine Anregungen 
gemacht. 
 
Eingriffsregelung: 
Gemäß § 1 a (3) BauGB sind die voraussichtlich 
erheblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes in der Abwägung zu berücksichtigen. 

 
Anregung: 
Die gemäß Punkt 5.3 der Planbegründung erforderlichen 
externen Maßnahmen sind konkret zu benennen und 
insbesondere wenn sie im Außenbereich liegen, inhaltlich 
mit der ULB abzustimmen. Weiterhin wird angeregt, die 
externen Maßnahmen in einer Karte darzustellen und bei 
Rechtskraft des BP in das zur Verfügung gestellte 
KOMKAT einzutragen. 

 
Artenschutz: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis bzgl. der Berücksichtigung der Belange von 
Natur und Landschaft in der Abwägung wird zur Kenntnis 
genommen.   
 
 

 
Der Anregung, die erforderlichen externen 
Ausgleichsmaßnahmen darzustellen und mit der Unteren 
Landschaftsbehörde bis zur Rechtskraft des 
Bebauungsplanes abzustimmen, wird gefolgt.  
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

Der unteren Landschaftsbehörde ist das Vorhandensein 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten streng geschützter 
Tiere (und Pflanzen) im Planungsraum nicht bekannt. Es 
sind nach derzeitiger Kenntnis keine planungsrelevanten 
Auswirkungen auf die biologische Fitness einer lokalen 
Population von FFH- Anhang IV- Arten oder streng 
geschützten europäischen Vogelarten zu erwarten. Die 
Planbegründung (Punkt 5.4) bestätigt dies. 

 
Planungsrecht: 
Im aktuellen Flächennutzungsplan der Stadt Haan (incl. 
12.Änd.) ist das betroffene Gebiet als Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung Einzelhandel dargestellt. 
Die o.g. Planungsmaßnahme entspricht also den 
derzeitigen FNP-Darstellungen der Stadt Haan. Damit 
kann der Bebauungsplan als aus den Darstellungen des 
wirksamen Flächennutzungs-planes entwickelt angesehen 
werden. 
Gemäß der Verordnung über den sachlichen Teilplan 
Großflächiger Einzelhandel zum Landesentwicklungsplan 
Nordrhein-Westfalen vom 11. Juli 2013 sind die Ziele zur 
Steuerung des großflächigen Einzelhandels gem. § 4 Abs. 
2 ROG (Raumordnungsgesetz) i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 4 
ROG als sonstiges Erfordernis der Raumordnung nach § 4 
Abs. 1 ROG in der Abwägung zu beachten. 
Das Vorhaben befindet sich in dem regional-planerisch 
festgelegten Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB). Es 
befindet sich zwar nicht in einem zentralen 
Versorgungsbereich, aber es dient der Gewährleistung 
einer wohnortnahen Versorgung (siehe Gutachten 
Stadt+Handel v. 9.8.2013). Die ausgewiesenen zentralen 
Versorgungsbereiche werden durch das Vorhaben nicht 
wesentlich beeinträchtigt. Der Umfang der 
zentrenrelevanten Sortimente ist im Bebauungsplan auf 
max. 10% der Verkaufsfläche festgesetzt. Eine weitere 
Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben ist nicht geplant. 
Dementsprechend ist das Vorhaben mit den Zielen des 
LEP NRW - Sachlicher Teilplan großflächiger 
Einzelhandel kongruent. 

 

Die Hinweise zum Artenbestand innerhalb des Plangebietes 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
Der Hinweis, dass das Vorhaben aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt ist und aufgrund seiner 
Lage im Allgemeinen Siedlungsbereich und der Ergebnisse 
des Einzelhandelsgutachtens als mit den Zielen des LEP 
NRW - Sachlicher Teilplan großflächiger Einzelhandel 
übereinstimmend angesehen werden kann, wird zur 
Kenntnis genommen. 
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

3 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 22 
- Kampfmittelbeseitigung - 

07.11.2013 Es wird darauf hingewiesen, dass keine konkreten 
Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln im 
Plangebiet bestehen gleichwohl keine Garantie für 
Kampfmittelfreiheit übernommen werden kann. 
Des Weiteren wird auf das erforderliche Vorgehen im Falle 
des Auftretens von verdächtigen Funden hingewiesen.  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

6 Bezirksregierung Düsseldorf 
Dezernat 69 Ländliche 
Entwicklung, Bodenordnung 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

7 Geologischer Dienst NRW 07.11.2013 Es wird darauf hingewiesen, dass der Baugrund unterhalb 
des Plangebietes aus Auffüllungen einer Deponie gebildet 
wird.  
Es wird angeregt, dass der Baugrund hinsichtlich seiner 
Tragfähigkeit und seines Setzungsverhaltens  
zu untersuchen und zu bewerten ist. 
Hierzu wird auf die in der Bohrungsdatenbank: 
vorliegenden Bohrungen hingewiesen 

Die Hinweise bzgl. des Untergrundes und der vorliegenden 
Bohrungen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Planverfahrens wurden bereits weiterführende 
Untersuchungen vorgenommen, die ggf. im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens weiter vertieft werden.  

8 Landesbetrieb Straßenbau NW 
Regionalniederlassung 
Niederrhein 

26.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

12 LVR Amt für Liegenschaften 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

14 LVR Rheinisches Amt für 
Bodendenkmalpflege 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

15 Bergisch-Rheinischer 
Wasserverband (BRW) 

24.10.2013 Der BRW erhebt gegen den Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan keine Bedenken. 

 

16 Industrie- und Handelskammer 
(IHK) 

29.11.2013 Zu dem oben genannten Vorhaben nehmen wir wie folgt 
Stellung: 
Ausgangslage: 
Der Discounter ALDI plant seine Filiale an der Landstraße 
1 mit ca. 800 qm Verkaufsfläche abzubrechen und durch 
einen Neubau mit 1.200 qm Verkaufsfläche zu ersetzen. 
Das Plangebiet befindet sich im Osten des Haaner 
Stadtgebietes und wird begrenzt durch die Elberfelder 
Straße im Nordwesten, die Landstraße im Süden und 
städtische Flächen im Nordosten. Der vorhaben bezogene 
Bebauungsplan weist das Plangebiet als sonstiges 
Sondergebiet „Lebensmitteldiscountmarkt" aus. Laut der 
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

textlichen Festsetzungen ist neben dem Discounter eine 
Bäckerei zulässig. Die Verkaufsfläche wird auf 1.200 qm 
begrenzt. 
Der Umfang der „zentrenrelevanten" und "nicht 
zentrenrelevanten" Randsortimente wird auf max. 10 
Prozent der Gesamtverkaufsfläche begrenzt. 
Laut Einzelhandelskonzept der Stadt Haan (2006) liegt der 
Vorhabenstandort innerhalb eines zentralen Versorgungs-
bereiches, welcher als nahversorgungsrelevanter 
Ergänzungsstandort bezeichnet wird. Der Entwurf der 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes für die Stadt 
Haan (2013) definiert am Standort keinen zentralen 
Versor-gungsbereich mehr. 
Bewertung: 
Das Vorhaben stimmt aus Sicht der IHK nicht mit den 
landesplanerischen Vorgaben überein. Ziel 2 des LEP 
NRW - Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel legt 
fest, dass Kern- und Sondergebiete für Vorhaben mit 
zentren- und nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten 
nur in zentralen Versorgungsbereichen ausgewiesen 
werden dürfen. Formell liegt der Vorhabenstandort laut 
aktuell noch gültigem Einzelhandelskonzept (2006) in 
einem zentralen Versorgungsbereich. Faktisch jedoch 
erfüllt dieser Standort nicht die Anforderungen, die für 
zentrale Versorgungsbereiche gelten. Das 
Bundesverwaltungsgericht legte in seiner Entscheidung 
vom 17.12.2009 (BVerwG 4 C 2.08) fest, dass isolierte 
Standorte mit einzelnen Einzelhandelsbetrieben keinen 
zentralen Versor-gungsbereich bilden, auch wenn sie über 
einen weiten Einzugsbereich verfügen und eine 
beachtliche Versorgungsfunktion erfüllen. Mit dem 
vorliegenden Entwurf der Fortschreibung des 
Einzelhandelskonzepts kommt die Stadt Haan der 
Rechtsprechung nach und weist an diesem Standort 
keinen zentralen Versorgungsbereich mehr aus. 

 
A) Allerdings sind Ausnahmen möglich, die die 
Ausweisung eines Sondergebietes für Vorhaben im Sinne 
des § 11 Abs. 3 BauNVO mit nahversorgungsrelevanten 
Kernsortimenten auch außerhalb zentraler 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Einschätzung der IHK, das Vorhaben stimme nicht mit 
den landesplanerischen Vorgaben überein, wird 
widersprochen.  
Ausweislich der gutachterlichen Betrachtungen 
(Städtebauliche und raumordnerische Verträglich-
keitsanalyse für die Erweiterung eines Aldi-
Lebensmittelmarktes in Haan/ Landstraße, Stadt + Handel, 
Dortmund März 2014) ist das Vorhaben kongruent mit den 
Zielen des LEP NRW- Sachlicher Teilplan großflächiger 
Einzelhandel, besitzt auch unter Berücksichtigung 
kumulativer weiterer Vorhaben keine negativen 
Auswirkungen  auf den zentralen Versorgungsbereich und 
schöpft den absatzwirtschaftlichen Entwicklungsrahmen in 
Haan am Ergänzungsstandort Landstraße nicht vollständig 
aus. 
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

Versorgungsbereiche zulassen. Diese Ausnahmen 
bestehen, sofern 
 
1. eine Lage in zentralen Versorgungsbereichen aus 
städtebaulichen oder siedlungsstrukturellen Gründen nicht 
möglich ist, 
2. die Bauleitplanung der Gewährleistung einer 
wohnortnahen Versorgung dient und 
3. zentrale Versorgungsbereiche nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 
 
Zu 1: Dass eine integrierte Lage in zentralen 
Versorgungsbereichen nicht möglich ist, wird aus dem 
vorliegenden Entwurf der Fortschreibung des 
Einzelhandelskonzepts (2013) nicht ersichtlich. Im 
zentralen Versorgungsbereich "Innenstadtzentrum" steht 
die Entwicklung eines Einkaufszentrums zur Diskussion. 
Hier sollen, nach Informationen der IHK, zu einem 
wesentlichen Teil Einzelhandelsflächen für 
Lebensmittelbetriebe bereitgehalten werden. Darüber 
hinaus wird an anderer Stelle das 
Nahversorgungszentrum „Düsseldorfer Straße" im 
vorliegenden Entwurf der Fortschreibung ausgedehnt. 
Daneben liegen, nach Meinung der IHK, keine 
siedlungsstrukturellen Gründe vor, die diese Planung 
erfordern. 
Ein Grund könnte z.B. vorliegen, wenn eine Verlagerung 
des bestehenden Betriebes zu einer Unterversorgung mit 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten im Einzugsgebiet 
führen würde. Diese Gefährdung besteht aus Sicht der 
IHK nicht, da zwei weitere Lebensmitteldiscounter in ca. 
300 bzw. 500 Metern die Nahversorgung im 
Einzugsbereich weiterhin sicherstellen würden. 
 
 
Zu 2: Die Bauleitplanung dient nicht nur der wohnortnahen 
Versorgung. Der Betrieb ist mit einer Verkaufsfläche von 
1.200 qm nicht mehr nur der Nahversorgung verpflichtet. 
Der Gutachter selbst zieht in seinem Prüfschema neben 
dem fußläufigen Einzugsbereich weitere, unterversorgte, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Haan 
wurden die Ansiedlungspotenziale im zentralen 
Versorgungsbereich intensiv geprüft. Als einziger Standort 
verbleibt die Potenzialfläche „Windhövel”, für die die 
Ansiedlung eines innerstädtischen Einkaufszentrums 
vorgesehen ist. In diesem Einkaufszentrum ist u.a. die 
Ansiedlung eines Lebensmittelvollsortimentsmarktes mit 
einer Verkaufsfläche von 2.500 qm geplant. Eine 
Umsetzung der Planung ist allerdings noch nicht absehbar. 
Allerdings befindet sich diese Potenzialfläche in einer 
Entfernung von 1.600 m zum vorliegenden Plangebiet – 
dieses geht über die fußläufigen Distanzen (ca. 700 m) 
deutlich hinaus.  
Für die im direkten Einzugsgebiet des nunmehr geplanten 
Vorhabens lebende Bevölkerung (ca. 4.200 Ew) können 
weder diese Planung noch das seitens der IHK angeführte 
Nahversorgungszentrum „Düsseldorfer Straße” eine 
adäquate Nahversorgung in fußläufiger Entfernung 
sicherstellen. Gleichzeitig wurde im Rahmen des 
Gutachtens nachgewiesen, dass auch absatzwirtschaftlich 
ein ausreichender Spielraum für die Erweiterung des 
Marktes in der vorgesehenen Form besteht. 
 
Die Bedenken der IHK bezgl. der absatzwirtschaftlichen 
Auswirkungen des Vorhabens greifen in sofern zu kurz, als 
dass, wie im Gutachten dargelegt wurde, der Standort 
neben den 4.200 Einwohnern im direkten Einzugsbereich 
(700 m) für weitere 1.600 Einwohner der 
nahversorgungsmäßig unterversorgten Stadtteile 
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

Stadtteile in seine Berechnungen ein. Durch die 
Erweiterung des Einzugsbereiches erhöht sich gleichzeitig 
die Umsatzerwartung. 
Dies rechtfertigt eine Verkaufsfläche von 960 qm für 
Nahrungs- und Genussmittel. Legt man die 4.200 
Einwohner im fußläufigen Einzugsbereich zugrunde, 
ergeben sich nach dem Prüfschema des Gutachters 
Verkaufsflächengrößen zwischen 667 qm und 692 qm für 
ein Vorhaben mit einer überwiegend auf den Nahbereich 
bezogene Versorgungsfunktion. Mit den vorhandenen ca. 
800 qm Verkaufsfläche liegt der Discounter demnach 
bereits jetzt über dem Anhaltswert. Daraus wird 
ersichtlich, dass der geplante Lebensmitteldiscounter nicht 
nur auf die Nahversorgung der umliegenden Bevölkerung, 
sondern auch auf autoorientierte Kunden abzielt. Die 
Ausnahmeregelungen des Ziels 2 im LEP NRW – 
Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel gelten 
allerdings nur für eindeutig der Nahversorgung dienende 
Vorhaben. 
Zu 3: Dass zentrale Versorgungsbereiche durch die 
vorliegende Planung nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden, wird vom Gutachter geprüft und bestätigt. 
Der Gutachter geht bei der Prüfung der städtebaulichen 
Verträglichkeit von einer Kaufkraftabschöpfung in Höhe 
von 35 Prozent aus. Die Kaufkraftbindung von 35 Prozent 
versteht die IHK als ersten Richtwert für die Ansiedlung 
eines Nahversorgungsbetriebes außerhalb eines zentralen 
Versorgungsbereiches. Die IHK warnt davor, die ,,35-
Prozent-Regel" starr anzuwenden, da sie geltendem 
Recht nicht Stand hält. Ziel 3 des "LEP NRW - Sachlicher 
Teilplan Großflächiger Einzelhandel" sagt lediglich aus, 
dass durch die Ansiedlung von Betrieben mit 
zentrenrelevanten Kernsortimenten andere zentrale 
Versorgungsbereiche nicht wesentlich beeinträchtigt 
werden dürfen. Diese Vorgabe kann auch bei 
Bindungsquoten von mehr als 35 Prozent eingehalten 
werden. Die IHK teilt die Meinung, dass die untersuchten 
zentralen Versorgungsbereiche durch die vorliegende 
Planung nicht geschädigt würden, führt dies allerdings auf 
die Entfernung zu den beiden definierten zentralen 

Nachbarsberg, Oberhaan und Haan Nord den 
nächstgelegenen Nahversorgungsstandort darstellt. 
Bezieht man die damit verbundene Kaufkraft in die 
Überlegungen ein, zeigt sich, dass ein ausreichendes 
Umsatzpotenzial für die geplante Erweiterung besteht. 
Von daher ist festzustellen, dass entgegen der Aussage der 
IHK der Standort weiterhin der wohnortnahen 
Nahversorgung dient. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu der zu Grunde gelegten „Bindungsquote” 
der Kaufkraft durch das Vorhaben werden zur Kenntnis 
genommen. 
Eine veränderte Bewertung der Auswirkungen auf den 
zentralen Versorgungsbereich ergibt sich daraus im 
Ergebnis nicht. Wie auch die gutachterlichen Betrachtungen 
kommt die IHK zu dem Ergebnis, dass eine 
Beeinträchtigung des zentralen Versorgungsbereichs nicht 
vorliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 



 

8 
 

Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
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Inhalt Ergebnis der Prüfung 

Versorgungsbereichen zurück. 
B) Darüber hinaus legt der Gutachter andere 
Rahmenbedingungen zugrunde als die, die in den 
textlichen Festsetzungen festlegt werden. Er sagt zwar, 
dass der Anteil der zentrenrelevanten Randsortimente bei 
Lebensmitteldiscountern regelmäßig 10 Prozent nicht 
überschreitet und empfiehlt, dies auch bauleitplanerisch 
auszuschließen. Allerdings bezieht er sich in seinem 
Prüfschema zur Feststellung der Nahversorgungsfunktion 
auf andere Werte. Die textlichen Festsetzungen des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans beschränken den 
Umfang der „zentrenrelevanten" und „nicht 
zentrenrelevanten" Randsortimente auf 10 Prozent. Der 
Gutachter geht in seiner Analyse allerdings davon aus, 
dass 20 Prozent der Verkaufsfläche für "sonstige 
Sortimente" vorgehalten werden. 80 Prozent rechnet er 
dem Sortiment "Nahrungs- und Genussmittel" zu. Hier 
bleibt die Frage offen, welche Sortimente auf den 20 
Prozent der Verkaufsfläche angeboten werden sollen. Die 
Vermutung liegt nahe, dass auf dieser Fläche so genannte 
"Aktionswaren" angeboten werden sollen. Hier stellt sich 
die Frage, ob die Aktionswaren, die der Discounter vorhält 
als Randsortiment zu verstehen sind. Das OVG NRW hat 
in seiner Entscheidung vom 26.01.2000 (OVG NRW 7 B 
2023/99) deutlich gemacht, dass ein Randsortiment in 
einer Beziehung zu den Waren des Kernsortiments stehen 
und dem Kernsortiment in Umfang und Gewichtung 
untergeordnet sein muss. 
Würde der Gutachter dem Sortiment "Nahrungs- und 
Genussmittel" 90 Prozent der Verkaufsfläche – und damit 
1080 qm - zurechnen, bestätigt sein eigenes Prüfschema 
zur Nahversorgung, dass die Versorgungsfunktion des 
geplanten Betriebes über den Nahbereich hinausgeht. 
Die IHK lehnt die vorliegende Planung ab, da sie nicht mit 
den landesplanerischen Vorgaben in Einklang steht. 

 
Die Aussage, der Gutachter lege in seinem Gutachten 
andere Rahmenbedingungen zu Grunde als die textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes ist nicht zutreffend. 
Der Bebauungsplan begrenzt das zulässige Randsortiment 
auf maximal 10 %der Verkaufsfläche (entspricht max. 120 
qm). In den Hauptsortimenten sind entsprechend den 
textlichen Festsetzungen lediglich die als „zentren- und 
nahversorgungsrelevanten” Sortimente definierten 
Sortimente gem. Einzelhandelskonzept der Stadt Haan 
zulässig. In der Fassung des Gutachtens vom August 2013 
waren zunächst gesondert nur die für Nahrungs- und 
Genussmittel geplanten Flächen (80 %) der Verkaufsfläche 
zu Grunde gelegt worden, da diese die wesentliche 
Kenngröße für die absatzwirtschaftlichen Auswirkungen 
darstellen. Die übrigen 20 % der Verkaufsfläche 
beinhalteten, ohne dass dies separat ausgewiesen war, die 
zulässigen Verkaufsfläche für Randsortimente (10 % ) 
sowie Drogeriewaren.  
Zur Klarstellung wurde diese Bilanz in der Überarbeitung 
des Gutachtens dahingehend präzisiert, dass neben den 
Verkaufsflächen für Nahrungs- und Genussmittel nunmehr 
auch die Verkaufsflächen für Drogeriewaren und 
Randsortimente separat aufgeführt sind. 
Da für beide letztgenannten Sortimentsgruppen die gleiche 
Flächenproduktivität angenommen wurde, ist hiermit keine 
veränderte Bewertung der absatzwirtschaftlichen 
Auswirkungen verbunden. 
 
 
 

 

17 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsverband Rhein-
Wupper e.V. 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

18 Handwerkskammer Düsseldorf 29.11.2013 Mit Ihrem Schreiben vom 21. Oktober 2013 baten Sie uns  
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Nr.  
 

Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

um Stellungnahme zur oben genannten Bauleitplanung. 
Zum Planungsstand beziehen wir folgendermaßen 
Stellung: 
Festsetzung von Sonstigem Sondergebiet (SO) mit der 
Zweckbestimmung "Lebensmitteldiscountmarkt" 
Das Interesse des Handwerks an der Struktur des 
Einzelhandels ist aus verschiedenen Gründen sehr 
ausgeprägt, wobei den zentralen Versorgungsbereichen 
von Städten und Gemeinden eine besondere Rolle 
zukommt: Zum einen sind hier regelmäßig 
einzelhandelsorientierte Handwerksbetriebe mit 
zentrenrelevanten Warensortimenten ansässig. Zum 
anderen ist hier klassischerweise der Einzelhandel 
verortet, mit dem dienstleistungsorientierte 
Handwerksbetriebe üblicherweise enge 
Standortgemeinschaften ausüben. Von einem Vielfalts- 
und Qualitätsverlust in zentralen Lagen sind also auch die 
von uns vertreten Handwerksbetriebe betroffen, so dass 
die Handwerkskammer Düsseldorf den Schutz zentraler 
Versorgungsbereiche unterstützt. 
Bezüglich der geplanten Festsetzung von SO können wir 
der Begründung entnehmen, dass ein bereits bestehender 
Einzelhandelsstandort (derzeitige Gesamtverkaufsfläche: 
800 m² überplant werden soll. Hierdurch sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Neuerrichtung mit gleichzeitiger Erweiterung eines 
Discountmarktes geschaffen werden. Künftig soll eine 
maximale Verkaufsfläche (VKF) von 1.200 m² zulässig 
sein. Eine Beurteilung der Planung muss daher auch 
anhand landesplanerischer Vorgaben erfolgen. Wir 
verweisen dazu auf den inzwischen rechtskräftig 
gewordenen Sachlichen Teilplan Großflächiger 
Einzelhandel, dessen Ziele verbindlich zu beachten bzw. 
dessen Grundsätze zu berücksichtigen sind. In der 
Planbegründung wird hierzu dargelegt, dass das 
Vorhaben den Vorgaben des Sachlichen Teilplans 
entspricht. Eine entsprechende Begründung hierzu wird 
nicht geliefert (ggf. wird diese in der 
Verträglichkeitsanalyse geliefert, die der 
Handwerkskammer nicht vorliegt). 
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Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

Unseres Erachtens bestehen allerdings Zweifel, ob das 
vorliegende Vorhaben mit Ziel 2 des Sachlichen Teilplans 
konform ist. Demnach dürfen Sondergebiete für 
großflächige Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 BauNVO mit 
zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in zentralen 
Versorgungsbereichen festgesetzt werden. Laut 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt 
Haan (Endbericht im Entwurf) befindet sich das Plangebiet 
außerhalb eines zentralen Versorgungsbereiches. Nach 
Ziel 2 dürfen Sondergebiete für Vorhaben i. S. des § 11 
Abs. 3 BauNVO mit nahversorgungsrelevanten 
Kernsortimenten auch außerhalb zentraler 
Versorgungsbereiche festgesetzt werden ausnahmsweise, 
wenn nachweislich eine Lage in den zentralen 
Versorgungsbereichen aus städtebaulichen oder 
siedlungsstrukturellen Gründen, insbesondere der 
Erhaltung gewachsener baulicher Strukturen oder der 
Rücksichtnahme auf ein historisch wertvolles Ortsbild, 
nicht möglich ist und die Bauleitplanung der 
Gewährleistung einer wohnortnahen Versorgung mit 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten dient und zentrale 
Versorgungsbereiche von Gemeinden nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 
In der Erläuterung zu Ziel 2 heißt es weiter, dass nach 
dem zweiten Spiegelstrich eine solche Bauleitplanung zur 
Ansiedlung eines Vorhabens im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment nur zur 
Gewährleistung einer "wohnortnahen" Versorgung in 
Betracht kommt. Außerdem ist der Nachweis für ein 
Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen durch die 
Gemeinde zu führen (vgl. Landesentwicklungsplan 
Nordrhein-Westfalen - Sachlicher Teilplan Großflächiger 
Einzelhandel, 12. Juli 2013, S. 16f). Wie aber in der 
Planbegründung dargelegt wird, geht die 
Versorgungsbedeutung des Vorhabens aber über den 
Nahbereich hinaus, so dass unsererseits Zweifel 
bestehen, ob das Vorhaben lediglich der wohnortnahen 
Versorgung dient. Daher ist das Vorhaben auf Konformität 
mit Ziel 2 des Sachlichen Teilplans zu prüfen. 
Weitere Bedenken oder Anregungen tragen wir zum 

Der Anregung, das Vorhaben auf die Übereinstimmung mit 
den landesplanerischen Vorgaben zu prüfen, wird gefolgt.  
Ausweislich der gutachterlichen Betrachtungen 
(Städtebauliche und raumordnerische 
Verträglichkeitsanalyse für die Erweiterung eines Aldi-
Lebensmittelmarktes in Haan/ Landstraße, Stadt + Handel, 
Dortmund März 2014) ist das Vorhaben kongruent mit den 
Zielen des LEP NRW- Sachlicher Teilplan großflächiger 
Einzelhandel, besitzt auch unter Berücksichtigung 
kumulativer weiterer Vorhaben keine negativen 
Auswirkungen  auf den zentralen Versorgungsbereich und 
schöpft den absatzwirtschaftlichen Entwicklungsrahmen in 
Haan am Ergänzungsstandort Landstraße nicht vollständig 
aus. 
Im Hinblick auf die durch das Vorhaben versorgte 
Bevölkerung ist dabei darauf hinzuweisen, dass der 
Standort neben den 4.200 Einwohnern im direkten 
Einzugsbereich (700 m) für weitere 1.600 Einwohner der 
nahversorgungsmäßig unterversorgten Stadtteile 
Nachbarsberg, Oberhaan und Haan Nord den 
nächstgelegenen Nahversorgungsstandort darstellt. 
Dieser Umstand ist der besonderen Siedlungs- und 
Versorgungsstruktur im Haaner Stadtgebiet geschuldet und 
stellt keinen Widerspruch zu den landesplanerischen 
Zielsetzungen dar. 
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derzeitigen Planungsstand nicht vor. 
19 RWE Rhein-Ruhr Netzservice, 

Neuss 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

20 PLEdoc GmbH 28.10.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

21 Deutsche Telekom AG 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

22 Unitymedia Kabel 25.10.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

23 Stadtwerke Haan  Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

 

28 Eisenbahn-Bundesamt, 
Außenstelle Köln 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

29 Deutsche Bahn Services 
Immobilien 

24.10.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

30 Busverkehr Rheinland GmbH 
(BVR) 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

31 Rheinbahn Düsseldorf 11.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
Es wird auf die an der Haltestelle "Sauerbruchstraße" 
verkehrenden Buslinien hingewiesen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

33 Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) 
 

 Es liegt keine Stellungnahme vor  

34 Wehrverwaltung Ref. K 4 14.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

35 Polizeistation Haan  Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

 

37 Zweckverband Erholungsgebiet 
Ittertal 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

38 Erzbistum Köln - Generalvikariat  Es liegt keine Stellungnahme vor.  
 

39 Katholische Kirchengemeinde 
Haan 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.  

41 Evangelisches Landeskirchenamt  
 
 

Es liegt keine Stellungnahme vor. 
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42 Evangelische Kirchengemeinde 
Haan 

 Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

 

45 Freie evangelische Gemeinde  Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

 

46 Neuapostolische Kirche NRW 08.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

47 Neuapostolische Kirche 
Gemeinde Haan 

 Es liegt keine Stellungnahme vor.   

 

Anregungen der Nachbargemeinden 

Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

48 Stadt Wuppertal 27.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

49 Stadt Solingen   Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

50 Stadt Erkrath 23.10.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

51 Stadt Hilden 08.11.2013 Es bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 
 

 

52 Stadt Mettmann  Es liegt keine Stellungnahme vor. 
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Anregungen der Naturschutzverbände 

Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

53 Landesbüro der 
Naturschutzverbände /  
AGNU Haan e.V. 

31.10.2013 Zu der vorgelegten Planung geben wir folgende 
Anregungen: 
Es fehlen Hinweise zu 
* energiesparender Bauweise (große Fenster....) 
* Nutzung solarer Energie auf dem Dach 
* Dachbegrünung: 
 
Kein Naturschutz-Hinweis, aber wichtig.: 
Des Öfteren haben wir auf eine fehlende Anbindung 
fußläufig zur Ampel hingewiesen. 
Im vorliegenden Plan wird unter 4.2 dieses nun als 
Treppenanlage angeführt. 
Das entspricht aber nicht den Anfordernissen der 
Anwohner. 
ALDI soll an dieser Stelle ja insbesondere der 
Nahversorgung dienen. Dabei handelt es sich vielfach 
um ältere Leute, die nicht über einen PKW verfügen oder 
den nicht nutzen wollen. Zum Transport werden daher 
häufig Einkaufswagen genommen. 
Auch aus Sicht der Behinderten ist eine Treppenanlage 
nicht akzeptabel. 
An dieser Stelle im Bereich der Ampelquerung MUSS ein 
Zugang über eine Rampe geschaffen werden, der 
behinderten- und somit altengerecht ist! 

 
Das Vorhaben sieht die Installation von solarenergetischen 
Anlagen vor. 
 
 
 
 
 
 
Im Hinblick auf die fußläufige Anbindung des Plangebietes  
an den Kreuzungsbereich Sauerbruchstraße / Landstraße 
ist festzustellen, dass die Errichtung einer 
behindertengerechten Rampenanlage (maximal 6 % 
Gefälle) an Stelle der Treppenanlage aufgrund der 
vorhandenen Höhenunterschiedes von ca. 1,50 m zwischen 
Gehwegbereich und Stellplatzanlage des Aldi-Marktes eine 
Länge von ca. 25 m erreichen würde. Im Hinblick auf die 
Nutzbarkeit der Stellplatzflächen könnte diese Rampe nur 
parallel zur Landstraße angeordnet werden. Dies würde 
jedoch im Vergleich zur Nutzung des Gehweges und der 
bestehenden Zufahrt nur geringe Vorteile in der Wegelänge 
erzeugen, so dass von der Anlage einer Rampe abgesehen 
wurde.  
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